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Text 

§ 1. 

(1) Verfassungsbestimmung. Die Evangelische Kirche Augsburgischen und Helvetischen 
Bekenntnisses in Österreich sowie die in dieser zusammengeschlossene Evangelische Kirche 
Augsburgischen Bekenntnisses in Österreich und die Evangelische Kirche Helvetischen Bekenntnisses in 
Österreich – im folgenden sämtliche „Evangelische Kirche“ genannt – sind gesetzlich anerkannte Kirchen 
im Sinne des Artikels 15 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142, über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger. 

(2) Die Evangelische Kirche hat daher insbesondere folgende verfassungsgesetzlich gewährleistete 
Stellung: 

I. 

Die Evangelische Kirche genießt die Stellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

II. 

Die Evangelische Kirche ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten selbständig. Sie ist in 
Bekenntnis und Lehre und in deren Verkündigung sowie in der Seelsorge frei und unabhängig und hat das 
Recht der gemeinsamen öffentlichen Religionsausübung. 

Insbesondere ist sie berechtigt, selbständig für alle oder für einzelne ihrer Angehörigen allgemein 
oder im Einzelfall verbindliche Anordnungen zu treffen, die innere Angelegenheiten zum Gegenstand 
haben. 

III. 

Alle Akte der Gesetzgebung und Vollziehung, die die Evangelische Kirche betreffen, haben den 
Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz im Verhältnis zur rechtlichen und tatsächlichen Stellung der 
anderen gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften zu beachten. 

IV. 

Der Besitz und der Genuß ihrer für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds ist der Evangelischen Kirche gewährleistet. 
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V. 

Die Evangelische Kirche ist berechtigt, zur Deckung des kirchlichen Personal- und Sachaufwandes 
von ihren Angehörigen Beiträge einzuheben und über die Erträgnisse aus diesen Beiträgen im Rahmen 
der Ordnung und Verwaltung der inneren Angelegenheiten frei zu verfügen. Die Gemeinden der 
Evangelischen Kirche sind überdies berechtigt, zur Deckung ihrer örtlichen Bedürfnisse Zuschläge 
(Gemeindeumlagen) einzuheben. 
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